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TEXTLICHE ,.FESTSETZUNGEN: 
1. Pl§llungsr~chtliche Festsetzungen 

§ 9 (1) Bundesbaugesetz (BBauG) in der Fassung vom 18.8.1976 
(BGBl.I.S. 2256) und §§ 1-2',7 der Verordnung über die bau.-
liche Nutzung der Grundstücke (BauNVO) i.d. Fassung vom 
15.9.1977 (BGBl. 1.S. 1763). 

1.1 Art und Maß der baulichen NutzUAg 
§ 9 (1) Zirf. 1 BBauG in Verbindung mit § 2 Landesbau-
ordnung(LBO) und §§ 1-27 BauNVO. 
Siehe Planeintrag {-Nut zungs schablone ) • 

1.2 Bauweise 
§ 9 (1) Ziff. 2 BBauG 
Offene Bauweise gemäß § 22 Abs.2 BauNVO. 
Im gesamten Baugebiet sind nur freistehende Einzelhäuser 
mit nicht mehr als 2 Wohnungen je Gebäude zulässig 
(§ 4 (4) BauNVO). 

1.3 Stellung der baulichen Anlagen 
§ 9 (1) Ziff. 2 BBauG 
Die Stellung der Gebäude ist durch die angegebene First-
richtung verbindlich festgesetzt. 

1.4 fföhenlage der baulichen Anlagen 
Die Erdgeschoßfußbodenhöhe wird ' im Ba.ugenehmigungs-
verfahren in Abhängigkeit von der Höhe des Entwässerungs-
kanals f ·estgeset zt • 

1.5 Von der Bebau!lAß freizuhaltende Flächen , 
§ 9 (1) Ziff. 10 BBauG 
Entlang der freien Strecke der K 6911 ist, gemessen 
von deren' befestigten· nördlichem Fahrbahnrand,. ein 
2o ~ m breiter Anbauverbotsstreifen von jeglicher Be-
bauung sowie von denjenigen baulichen Anlagen, die 
unter § 23 Aba. 5 der BaunutzUDgsverordnung fallen, 
frei zuhal t en. . 
Im Bereich des eingetragenen Sichtfeldes sind sichtbe-
hindernde Nutzungen (z.B. Bepflanzungen oder Ein-
friedigungen) nur bis zu einer Höhe von 0,70 m ab 
Fahrbahnoberkante zulässig. 

1.6 Geh-, F$hr- und Leitupgsrechte 
§ 9 (1) Ziff. 21 BBauG 

Die eingetragenen Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 
dienen der Erschließung der hinterliegenden Baugrund-
stücke. Die Inanspr uchnanme der Fläche ist durch eine 
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zu regeln. 



1 .7 Pflanzgebo,t 

§ 9 (1) Ziff. 25 BBauG 
Zur Einbindung des Ortsrandes in die freie Landschaft 
sind di~ westlichen Freiflächen der Grundstücke mit 
einheimischen Baum- und. Buschgruppen ~m bepflanzen. 
Geschnittene Hecken sind als Abgrenzung zur freien 
Landschaft nicht zulässig. -

2. BauordnUIlssrecbtliche Fe8t.~tZUD:gen I . 

Nach § 111 der L8ndeBbauordn~ (LBO) .... tltr . Baden-Württemb erg 
in der }t'assung vom 20.6.1972 (GBI,.., ~f' ~ ~ 

~.# . ~ . .. . 
2.1 Dachausbildgng ( sÜ dli c h e r ~ ' E {~ i ~ , ~' . ~ \ 

Firstrichtung siehe Planein g. . ~ 
Dachform in der Regel Sattel 8. ~ e ~ ' ~ , 38°, 
Kniestock max. 0,80 m. Als Au. 'l..~ ~ ein First-
versatz bis max. 1,0 m zugel"i:fls , ~ rden. 

. ;. 

Dachaufbauten (Dachgauben) si.nd nicht zulässig, 
Dacheinscbnitte sind nur bis 1/3 der Gebäudelänge 
zulässig. 

2 .• 2 Flächen fÜr Aufschüttyngen tmd AbgrabUAgen 

AufschÜttungen des Geländes können im Bereich der 
Terrassen bis zur EFH zugelas-setCwerden - bauordD.ungs-
rechtliche Vorschriften in B~zug auf Grenzabstand 
bleiben unberührt. Abgrabungen zum Zwecke der Unter-
bringung von Aufen.thaltsräUlDen in Untergeschossen 
sind zwischen FIst. 7022 S SeeJJtraße und FIst. 7046, 
K 6911 Lustnauer Straße nicht zulässig. 

Nachrichtlich übernommene Festsetzungen 

§ 9 (6) BBauG 
In den Bebauungsplan wurde die vorhandene Leitungstrasse 
NW, 1100 und di e geplant e Lei tungstrasB e N\J 600 mi t j ewei 1 i g em 
Scbutzstreifen d:."s Zweckverbandes Boden.see-Y/ssserversorgung 
und die vorhandene Freilei tung 20 KV nd t Schutzstreifen der 
Energieversorgung Schwaben AG nachrichtlich übernommen. 
Innerhalb 4l.eser SChutzstreifen dürfen keine Einrichtungen 
getroffen werden~ die die Sicherheit der Leitung gefährden, 
insbesondere dürfen keine Gebäude errichtet oder Bä.ume ange-
pflartzt werden • . 

Grundwasser 1Ik D dar.f nicht in das 
Kanalnetz eingelei 

Die Stadt ist berechtigt , ' . ~ r gr undstücken Straßen-
beleuchtungsma tJ - (i erteiierkästen vo - F ~ , eIde'anlagen 
und ~ er8orgungsunternehmen bis zur Ge h wegg reu. ~~ ~ 

raßenbegrenzungslinie zu erstellen. 



VERFAHRE'NSVERMERKE: 
_. -- - -._ - ----- _.- - --- -- - -- --- ------ ---- ...., 

1. AUFSTELLUNGSBESCHLUSS : 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes wurde 

nach Empfehlungsb8!lchluf~ des Ortschafts-

, PFRONOORF rates ... . ... . . .. ... ... .. .. .. ... ...... . .. 

sm 4.:.AVßl,J,S.T . J~.7ß ... gemöß § 2 Abs.(l) 

Bundesbsugesetz (BBauG) in der Fassung 

vom 18.8.1976 {BGBI. S. 22211 vom Ge-

meinderat der Unjversit~tsstßdt Tiibingen 

28. AUGUST .1978 sm . .. , .. .. .... ... ... ... ........ . ... beschlossen 

und sm . e., ... S~p.Tf;M.aJ;.R J~ . 7 . e ..... ... ~ .. 
öffentlich bekanntgemacht. 

2. BÜRGERBETE ILIGUNG 

Dre Bürgerbeteitigung erfolgte gern. § 2a 

Abs. l' BBau G am 1 ~' ... $E PI· ... J~!.8 . . .. .. 
bzw. in der Zeit 110m 14. ,. ~L ~ .. . 2 . ~ .. ~ . J9.18 

3. AUSLEGUNGSBESCHLUSS: 

DeI' Gemeinderat hat nach Empfehlungsbe· 

schluß des Ortschaftsrates ... ... .P.f.R9.N .:":" .. 
DORF vom · 1. JUNI 1979 

11. JUNI 1979 . .' am ..... ... ...... ............... den Bebauungs· 

plan als Entwurf und dessen öffentliche 

Auslegung . beschlossen. 

4. ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG: 

Der Bebauungsplanen1wurf mit Begründung 

29. JUNI 1979 bat vom ., 

. 30. JULI 1979 b Is ... ....... .. . .. .. ........ ........ . in T ~ ibingen und 

. . PFRONOORF 
Im StadtteIl .. .. .......... .. .. ... .. .. . .. .. ... .. .. .. ...... . 

öffentlich 8usgalegen. 

5. SATZUNGSBESCHLUSS: 

Der Babauungsplan wurde gemäß § '0 

BBauG vom <;)emeinderat der Universitäts· 

stadt Tlibingen nach Empfehlungsbeschluß 

des Ortschaftsrates .J ~. O . ~T , . 1979. 

als Satzung beschlossen. 

6. GENEHMIGUNG : 

'. 
Der Bebauungsplan wurde durch Erlaß des 

Reg. Präs. Ti:Jbingen gemäß § 11 BBauG 

am .. 2,a ... MÄRZ.J9.8Q. .... .... mit Erlaß 

Nr.13 . -:- . 4213o.052~ . genehmigt . 
. 1149/79 

7. INKRAFTTAETEN: 

Die Genehmigung des Bebauungsplanes wur-

de am J8,.APRIL.J9.8D .. ..... . . gemäß 

§ 12 BBauG ortsüblich bekannt gemacht. 

·Mit dieser Bekanntmachung wurde der Be- . 
, 

bauu ngsplan re<:htsv.erbindlich . . 
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Tübinger Höhen
 
Bei den Höhenangaben im zeichnerischen  
Teil des Bebauungsplans handelt es sich  
um Angaben im Tübinger Höhensystem. 


